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Zur Ordnung des Welthandels haben die USA im 20. Jahr-
hundert stets eine zwiespältige Haltung eingenommen. 
Am Anfang einer protektionistischen Periode stand ein 
Zollgesetz, der Smoot-Hawley-Tariff-Act von 1930, der die 
US-Zölle für über 20.000 Produkte auf ein Rekordniveau 
anhob und den Außenhandel der USA innerhalb von drei 
Jahren um über 60 % zurückgehen ließ – mit desaströsen 
Folgen für die Weltwirtschaft. Ziel dieses protektionis-
tischen Gesetzes war der Schutz der US-Wirtschaft vor 
ausländischer Konkurrenz. Alle Länder erhielten damals 
praktischen Anschauungsunterricht, zu welchen Ergeb-
nissen eine exzessive Zollpolitik führen kann. Alle Länder, 
einschließlich der USA, lernten daraus. Gegen Ende des 
2. Weltkriegs waren die USA der entscheidende Akteur 
bei der Gründung von Weltbank, Internationalem Wäh-
rungsfonds (IWF) und später dem General Agreement on 
Tariffs and Trade (GATT). Die USA waren zu der Zeit das 
einzige große, industrialisierte Land mit intakten Produk-
tionskapazitäten, einer modernen Kapitalausstattung und 
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einer ausgebildeten Industriearbeiterschaft. Das über-
ragende Interesse der USA an einer stabilen Weltwirt-
schaftsordnung mit offenen Märkten war also durchaus 
auch eigennützig: Nur stabile Märkte mit klaren Handels-
regeln waren aufnahmebereit für US-Waren.

Mit wechselnden Motiven unterstützten die USA in den 
folgenden Dekaden die Weiterentwicklung der inter-
nationalen Handelsordnung bis hin zum Abschluss der 
Uruguay-Runde 1994, in der die Welthandelsorganisa-
tion (WTO) aus der Taufe gehoben wurde. Wesentliche 
Beweggründe waren die Idee, die ehemaligen Staatshan-
delsländer und etwas später auch das sich öffnende Chi-
na in eine Welthandelsordnung zu integrieren, die von der 
Marktöffnung als Leitmotiv bestimmt war. Mit Sicherheit 
schwang dabei die Absicht mit, diese Märkte für Anbieter 
aus den USA besser zu öffnen und umgekehrt die USA 
selbst mit günstigen Zwischen- und Konsumprodukten 
zu versorgen. Diese Strategie verfolgten die USA unge-
achtet des Umstands, dass das Verarbeitende Gewerbe 
der USA zu diesem Zeitpunkt im Außenhandel nur noch 
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hänge: Sie denken in Ad-hoc-Deals, sehen ein Handelsbi-
lanzdefi zit als monetären Verlust und Handelsbilanzüber-
schüsse als Gewinn im betriebswirtschaftlichen Sinn. Sie 
beschränken sich auf die alleinige Betrachtung der Wa-
renhandelsbilanz und blenden andere wichtige Zusam-
menhänge (wie z. B. den Handel mit Dienstleistungen, Pri-
märeinkommen, Intrafi rmenhandel) aus. Die schiere Grö-
ße des US-Markts bewegt sie dazu, Zölle bzw. generell 
politisches Wohlverhalten wie ein „Eintrittsgeld“ in den 
US-Markt zu nutzen und die gestiegene geopolitische 
Unsicherheit bei kleineren Partnern merkantilistisch aus-
zubeuten. In ihrem betriebswirtschaftlichen, kurzfristigen 
Kalkül gibt es sogar einen Anreiz, Unsicherheit zu schü-
ren. Das resultatorientierte Verhalten führt zusammen mit 
einer betriebswirtschaftlichen Auffassung von Außenwirt-
schaft zu einem unsteten, um nicht zu sagen unzuverläs-
sigen handelspolitischen Verhalten der USA.

Im transatlantischen Verhältnis ist zu beobachten, dass 
sich die USA auf Streitthemen konzentrieren, die durch 
asymmetrische Sensibilität gekennzeichnet sind, d. h. dort, 
wo die EU und ihre Mitgliedstaaten verwundbarer als die 
USA erscheinen (z. B. Autozölle, Leistungsbilanzüber-
schuss, Sekundärsanktionen), und dabei ihre dominante 
Rolle (z. B. US-Dollar als Leitwährung, New York als welt-
weit dominanter Finanzplatz, Technologieführerschaft, 
Größe des US-Markts) so unverblümt wie nie zuvor aus-
spielen. Die USA verknüpfen dabei gern Themen mit asym-
metrischer Verwundbarkeit, zwischen denen keinerlei in-
haltlicher Zusammenhang besteht, um so eine für sie noch 
vorteilhaftere Drohkulisse aufzubauen und der EU scheib-
chenweise Zugeständnisse abzupressen. Zugleich werben 
sie, wo von Vorteil, intensiv um Zusammenarbeit, ohne 
aber Konzessionen in anderen, strittigen Punkten auch nur 
anzudeuten.

Dieses Muster von Kooperation und Konfrontation lässt 
sich auch beim Streit um eine WTO-Reform beobachten. 
Im Mittelpunkt der US-Kritik an der WTO stehen die nicht 
mehr zeitgemäßen Regeln und der Streitbeilegungsme-
chanismus. Letzterem wird im Kern vorgeworfen, sein 
Auslegungsmandat zu überdehnen und das Handelsrecht 
durch seine Entscheidungen in einer Weise weiterentwi-
ckelt zu haben, die eigentlich Aufgabe von Verhandlungen 
gewesen wäre. Zugleich sei das WTO-Recht nicht geeig-
net, mit den chinesischen Handelspraktiken Schritt zu 
halten. Ferner seien Entscheidungsmechanismen ebenso 
wie Klassifi zierungen vieler Länder als Entwicklungslän-
der und daraus resultierende Privilegien überholt. Aller-
dings nutzen die USA den von ihnen scharf kritisierten 
Streitbeilegungsmechanismus seit 1995 intensiv – ein Be-
leg für die Widersprüchlichkeit der US-Haltung. Von den 
in der WTO-Statistik zwischen 1995 und 2018 verzeich-
neten 595 Streitverfahren waren die USA in 124 Fällen 

eine untergeordnete Rolle spielte, weil andere Länder, zu-
vörderst Japan, Deutschland und Südkorea, die USA hier 
überfl ügelt hatten.

Welchen Einfl uss diese Entwicklung jedoch zugleich auf 
die Haltung der USA zum Freihandel ausüben konnte, war 
an der harten US-Reaktion auf die japanischen Exporter-
folge in den 1980er Jahren abzulesen. Japanische Anbie-
ter sahen sich einem enormen  Druck ausgesetzt, der zu 
„freiwilligen“ Exportbeschränkungen und mehr oder we-
niger erzwungenen japanischen Direktinvestitionen in den 
USA führte.

Verschärfung der Konfl iktlinien durch Verschiebung 
der weltwirtschaftlichen Gewichte …

Die Schwankungen in der US-Haltung zu einer multila-
teralen Handelsordnung haben sich nach 1994 sowohl 
durch interne wie durch externe Faktoren noch verstärkt. 
Zu den internen Faktoren zählten z. B. das Misstrauen 
gegenüber der Wirksamkeit von Regelsystemen im Welt-
handel und einer Beschränkung der eigenen Souverä-
nität. Dieses Misstrauen war zwar schon immer vorhan-
den. Hinzu trat aber nun die verstärkte Wahrnehmung 
eines Gegensatzes zwischen Regeln und Resultaten. Die 
Regeln waren und sind aus US-Sicht entweder zu vage 
formuliert, die Sanktionsmechanismen zu langsam und 
unzureichend, sie sind für neue Herausforderungen (Chi-
na) ungeeignet oder sie greifen zu sehr in die Souveräni-
tätsrechte ein. Traditionell reagieren die USA zudem be-
sonders empfi ndlich auf Konstruktionen, die dazu führen, 
dass internationale Entscheidungen US-Recht aushebeln 
können (Felbermayr, 2018). Als externe Faktoren kamen 
die Auslagerung von amerikanischer Produktion ins Aus-
land (offshoring), das Phänomen eines Wachstums ohne 
mehr Arbeitsplätze (jobless growth) und ein ausuferndes 
Handelsbilanzdefi zit hinzu. Über allem rangierten der mit 
immer mehr Unbehagen wahrgenommene wirtschaftliche 
Aufstieg Chinas und das Scheitern der Integration Russ-
lands in die Gruppe der marktwirtschaftlich und demo-
kratisch verfassten Länder.

Diese Faktoren führten zu der Hinwendung der USA zu 
einer an schnelllebigen, vorteilhaften Resultaten orien-
tierten Handelspolitik. Dies manifestiert sich nicht nur 
in klar defi nierten und inzwischen auch quantifi zierten 
Marktzugangszielen der USA, wie schon beim von der 
Obama-Regierung formulierten Ziel der Verdopplung der 
US-Exporte zu beobachten. Vielmehr wuchs der Merkan-
tilismus mit dem Amtsantritt der Trump-Administration in 
eine neue Dimension hinein. Einfl ussreiche Teile der neu-
en US-Regierung einschließlich des Präsidenten selber 
missverstehen die wirtschaftspolitische Aufgabe als be-
triebswirtschaftliches Thema und verkürzen Zusammen-
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Insbesondere die betonte Rolle der nationalen Sicherheit 
für die Handelspolitik und die explizit angekündigte ag-
gressive Durchsetzung von US-Handelsrecht akzentuie-
ren den veränderten Ansatz. Aber auch hinter dem Ziel 
verbesserter Handelsabkommen verbirgt sich handels-
politischer Sprengstoff, denn spätestens seit dem Ab-
schluss der Neuverhandlungen zum Nordamerikanischen 
Freihandelsabkommen (NAFTA), nunmehr US-Mexico-
Canada Agreement (USMCA) genannt, ist klar, dass damit 
vor allem verschärfte Ursprungsregeln und mehr „local 
Content“ gemeint ist, also Bedingungen, die den globalen 
Handel nicht fördern, sondern bremsen. Von den nur drei 
Jahre zuvor vom CEA aufgelisteten Argumenten ist kaum 
noch etwas übrig.

Welthandelsordnung fehlt zurzeit der Stabilitätsanker

Mit diesem handelspolitischen Ansatz können die USA 
die Rolle des kompensierenden Hegemons, die sie über 
Dekaden im GATT und zunächst auch in der WTO einnah-
men, nicht mehr spielen. Hegemon sind die USA, weil sie 
über Jahrzehnte den Mitgliedern des GATT/der WTO nicht 
nur den Zugang zum lukrativen US-Markt zu stabilen Be-
dingungen boten, sondern auch ihr politisches Gewicht in 
die Waagschale warfen, damit die Regeln Glaubwürdig-
keit und Gültigkeit behielten.

Allerdings hat die Welthandelsordnung mit dem protek-
tionistischen Ansatz der USA nicht nur ihren Hegemon 
verloren. Man kann sie und die zugehörige Welthandels-
organisation WTO volkswirtschaftlich als Klubgut charak-
terisieren. Als Klubgut werden Güter bezeichnet, bei de-
nen Ausschließbarkeit von der Nutzung möglich ist und 
keine oder eine nur geringe Rivalität im Konsum vorliegt. 
Die Mitgliedschaft in einem Klub ist freiwillig. Nicht-Zahler 
können von der Mitgliedschaft im Klub/der Nutzung des 
Klubguts ausgeschlossen werden. Diese Defi nition trifft 
grundsätzlich auf die WTO und ihre Mitgliedschaft zu. Al-
lerdings funktioniert ein solches Klubgut umso besser, je 
homogener die Interessen der Klubmitglieder sind, je ho-
mogener die Leistungen ausfallen und je ausgewogener 
die Lastenverteilung ist (Langhammer, 2010). Die WTO-
Mitglieder sind infolge der steigenden Mitgliederzahl in-
zwischen in ihren Interessen sehr heterogen. Auch die Ho-
mogenität der Themen ist angesichts der Ausweitung des 
Themenspektrums in der WTO nicht mehr gegeben. Um 
ein Extrembeispiel zu nehmen: Aus Zollverhandlungen 
im GATT sind zuletzt sogar Diskussionen um Handel und 
Geschlechtergerechtigkeit in der WTO geworden. Gerade 
für große WTO-Mitglieder ist es deshalb sehr attraktiv ge-
worden, eine Homogenität des Klubgutes „Handelsord-
nung“ wieder herzustellen, indem sie ihre Interessen mit 
gleichgesinnten Partnern außerhalb der WTO verfolgen – 
z. B. durch bilaterale und plurilaterale Handelsabkommen. 

Beschwerdeführer und in 155 Fällen Beschwerdegegner 
(WTO, 2020; eigene Berechnungen). Damit entfi elen auf 
die USA 47 % aller Fälle. Zusätzlich beteiligten sich die 
USA in 158 Fällen als Drittpartei. Folglich wird nur etwa 
ein Viertel aller Streitverfahren ohne US-Beteiligung ge-
führt. In fast der Hälfte aller Verfahren traten die USA ak-
tiv entweder als Beschwerdeführerin oder als Drittpartei 
auf. Besser lässt sich das rege Interesse der USA an der 
WTO-Streitbeilegung kaum belegen.

… und die verhärtete innenpolitische 
Auseinandersetzung

Geradezu exemplarisch zeigt sich die – je nach politischer 
Ausrichtung der Regierung – stärker denn je schwanken-
de US-Haltung zur Rolle des Freihandels insgesamt bei 
einem Vergleich der Argumentation in der Studie des 
Council of Economic Advisers (CEA) zu den wirtschaftli-
chen Vorteilen des Außenhandels von 2015 mit den Aus-
sagen in der vom US-Handelsbeauftragten (USTR) 2018 
erstellten Handelsagenda des Präsidenten (Council of 
Economic Advisers, 2015; United States Trade Repre-
sentative, 2018): Der CEA stellte 2015 heraus, dass US-
Unternehmen, die exportieren, durchweg höhere Löhne 
zahlen. Er verwies auf die dank des Handels um ein Vier-
tel höhere Kaufkraft des durchschnittlichen US-Bürgers. 
Er betonte, dass Arbeitsstandards und Einkommen im 
Ausland dank des Handels erhöht würden, was wiederum 
gut für den Absatz US-amerikanischer Exporte sei. Der 
Umweltschutz profi tiere, weil die Verbreitung moderner 
Technologien über Handel und Investitionen Umweltbe-
lastungen überkompensiere. Handel verringere Diskrimi-
nierungen, weil im Sektor handelbarer Güter die Lohndif-
ferenzierung zwischen männlichen und weiblichen Be-
schäftigten verringert würde und sich auch andere Arten 
von Diskriminierungen im Schnitt verringerten. Der CEA 
sprach 2015 von einem wertegetriebenen Handelsansatz 
(values driven trade approach), der die Kernanliegen der 
USA zu Umweltschutz, Nicht-Diskriminierung oder Ar-
beitsstandards aufnehme.

Ganz anders klingt es drei Jahre später in der Handels-
agenda des Präsidenten. Dort werden fünf Leitlinien be-
tont:

1. Stärkung der nationalen Sicherheit,

2. Stärkung der US-Wirtschaft,

3. Verhandlung besserer Handelsabkommen,

4. aggressive Durchsetzung von US-Handelsrecht,

5. Reform des multilateralen Handelssystems.
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bieren des Reziprozitätsprinzips. Nach den Vorstellungen 
maßgeblicher US-Handelspolitiker soll sich die Rezipro-
zität künftig nur noch auf die nominalen Zollsätze einzel-
ner Produktlinien beziehen. Das käme einer vollständigen 
Aufgabe des Prinzips des Gesamtverpfl ichtungsansatzes 
(single undertaking) gleich. Als Hüter der bisherigen Welt-
handelsordnung kommen die USA, setzen sich diese An-
sätze endgültig durch, nicht mehr infrage.

Aber ohne die USA geht es nicht weiter

Damit steht insbesondere die europäische Handelspolitik 
vor einem Dilemma: Soll sie die – notwendige – Weiter-
entwicklung der Handelsordnung mit oder ohne die USA 
vorantreiben? 

An dieser Stelle lohnt ein Blick in die Handelsdaten: Der 
Anteil der USA am Welthandel mit Waren ging von 22 % 
(1948) über 15 % (1960) und 12 % (1994) auf zuletzt 9 % 
(2018) zurück. Der Anteil der USA am Welthandel mit 
Dienstleistungen blieb seit 2005 mit 14 % in etwa kons-
tant. Aus Deutschland gingen in die USA in den letzten 
zehn Jahren regelmäßig 8 % bis 9 % der Waren- und 15 % 
der Dienstleistungsexporte. Damit sind die USA der wich-
tigste Abnehmer deutscher Exporte. Noch zentraler ist die 
Rolle der USA als Standort für ausländische Direktinves-
titionen: Der Anteil der USA am Weltbestand von auslän-
dischen Direktinvestitionen liegt bei 28 % (2017). Für die 
Weiterentwicklung der internationalen Handelsordnung 
sind die Direktinvestitionen als Indikator wichtiger, weil 
sie näherungsweise den Intrafi rmenhandel abbilden und 
damit eine bessere Näherungsgröße für die zukünftigen 
Schwerpunkte sowohl in regionalen Freihandelsabkom-
men als auch für eine globale Handelsagenda abbilden.

Damit lässt sich ein Fazit ziehen: Ungeachtet der inzwi-
schen wankelmütigen bis feindseligen US-Haltung ist 
eine sinnvolle Weiterentwicklung einer globalen Handels-
ordnung ohne die USA kaum vorstellbar. Deshalb kann 
die Ersatz-Streitschlichtung, die die EU mit 15 anderen 
WTO-Mitgliedern Anfang April 2020 vereinbart hat, um 
die Lähmung des WTO-Berufungsgremiums durch die 
USA zu umgehen, auch nur als Provisorium, nicht als dau-
erhafte Alternative verstanden werden.

Corona-Pandemie: Hoffnung auf eine neue Linie der 
USA?

Möglicherweise ändert die Corona-Epidemie die han-
delspolitischen Rahmenbedingungen. Der protektionis-
tische Kurs der US-Handelspolitik, insbesondere die im 
Handelskonfl ikt mit China verhängten Zölle und die Dro-
hungen gegenüber den wichtigsten US-Handelspartnern 
könnten dazu führen, dass die USA bei der Bekämpfung der 

Hier haben die USA sicher kein Alleinstellungsmerkmal, 
wie die zahllosen abgeschlossenen regionalen Abkom-
men insbesondere seit Gründung der WTO 1994 zeigen.

Damit gerät allerdings auch der originäre Anspruch der 
Welthandelsordnung ins Wanken: die Nicht-Diskriminie-
rung auf Basis der Gegenseitigkeit. Sie besteht aus den 
beiden Komponenten Meistbegünstigung und Inländerbe-
handlung und ist damit so angelegt, dass auch Mitglieds-
länder mit geringerer Marktgröße gleichberechtigt parti-
zipieren können. Zusammen mit dem Gesamtverpfl ich-
tungsansatz (single undertaking), der es erlaubt, Markt-
öffnungen in unterschiedlichen Sektoren gegeneinander 
aufzurechnen, war die Handelsliberalisierung ursprünglich 
so strukturiert, dass alle Mitgliedstaaten ausreichend 
Spielräume für Erfolge und Zugeständnisse hatten. Da zu-
gleich ein Hegemon vorhanden war, hatte das WTO-Re-
gelwerk eine vergleichsweise hohe Bindungskraft und er-
schien nicht-kooperatives Verhalten lange Zeit unattraktiv.

In ihrer Distanzierung von der bisherigen Welthandels-
ordnung gehen die USA aber zuletzt konzeptionell auch 
noch deutlich über die eigenen Wege anderer großer 
WTO-Mitglieder wie der EU, die in ihren regionalen Ab-
kommen durchaus eigene Akzente gesetzt hat, hinaus. 
Dies lässt sich gut am Beispiel des sogenannten Phase-
I-Abkommens zwischen den USA und China belegen, 
das im Januar 2020 abgeschlossen wurde: Zwar wurde 
mit dem Abschluss dieses Teilabkommens eine weitere 
Eskalation des Handelskonfl ikts zwischen den zwei größ-
ten Volkswirtschaften der Welt erst einmal abgewendet. 
Gleichzeitig ist das Abkommen mit seinen umfassenden 
Kaufverpfl ichtungen für China aber Ausdruck eines klein-
teiligen „Managed Trade“, der konzeptionell im scharfen 
Widerspruch zu den Grundsätzen des freien und regelba-
sierten Handels im Rahmen der WTO steht und im Zwei-
fel zulasten von Drittländern geht. Anders als durch (Teil-)
Substitution anderer Importe dürfte China insbesondere 
die Verpfl ichtungen im Agrarsektor, aber auch im Indust-
riesektor, nicht erfüllen können.

Erschwerend kommt hinzu: Je höher der Anteil von Staats-
unternehmen bzw. das Ausmaß staatlicher Lenkung in ei-
nem Sektor ist, desto leichter dürfte es China fallen, be-
stimmte quantitativ formulierte Einkaufszusagen zu erfül-
len. Ein hoher Staatseinfl uss ist in China beispielsweise im 
Energie-, Gesundheits- oder Luftfahrtsektor anzunehmen. 
De facto stärkt der US-Ansatz eines „Managed Trade“ mit 
China damit – paradoxerweise – den Staatshandelscha-
rakter und die Rolle staatsnaher bzw. staatseigener Unter-
nehmen in China.

Zu diesem geradezu planwirtschaftlichen Ansatz in der 
US-Handelspolitik tritt ein neues, kleinteiliges Buchsta-
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Länder – auch China – derzeit dazu neigen, den Export 
von medizinischen Schutzprodukten restriktiv zu handha-
ben und da ein halbes Jahr mit Zusatzzöllen ausgereicht 
haben dürfte, Handelsumlenkungen auszulösen, die nicht 
so schnell umkehrbar sind. Das generell gewachsene 
Misstrauen gegenüber der Sprunghaftigkeit der US-Han-
delspolitik könnte ein weiterer retardierender Faktor sein.

Dass diese Erfahrungen ausreichen, damit die USA ihren ei-
genen handelspolitischen Ansatz fundamental überdenken, 
erscheint im Lichte des US-typischen Pragmatismus mög-
lich. Anstöße der wichtigsten US-Handelspartner zum rich-
tigen Zeitpunkt, also unmittelbar nachdem das Schlimmste 
überwunden ist, könnten an der Stelle hilfreich wirken.
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COVID-19-Pandemie massive Schwierigkeiten bekommen, 
Kranke zu versorgen – unter anderem weil medizinische 
Schutzausrüstung in den USA knapp wird. Vor dem Han-
delskonfl ikt mit China importierten die USA Medizinproduk-
te im Wert von ca. 5 Mrd. US-$ pro Jahr aus China (Bown, 
2020). Das entspricht ca. einem Viertel der gesamten Impor-
te von Medizinprodukten. China war unter anderem Haupt-
lieferant für Schutzausrüstung, die EU lieferte in erster Linie 
medizinisches Gerät wie z. B. Computertomografen oder 
Patientenmonitore. Durch die im transpazifi schen Han-
delskonfl ikt verhängten US-Zölle auf chinesische Produkte 
erhöhten sich bisher niedrige oder nicht vorhandene Zölle 
auf Medizinprodukte massiv auf 15 % bzw. 25 %. Hierdurch 
verlagerte sich die US-Nachfrage nach Medizinprodukten: 
Die Importe aus China sanken zwischen 2017 und 2019 um 
16 %. Importe aus dem Rest der Welt stiegen um 23 %.

Der US-Handelsbeauftragte (USTR) hat im März 2020 in 
Reaktion auf die Corona-Krise für bestimmte medizini-
sche Produkte Ausnahmen von den Strafzöllen erteilt. Die 
Ausnahmen gelten rückwirkend zum 1. September 2019. 
Da die zusätzlichen Zölle für viele der jetzt rückwirkend 
von den Zöllen befreiten Produkte erst zum 1. September 
2019 eingeführt worden waren, bedeutete die Entschei-
dung des USTR eine vollständige, der Not gehorchende 
Kehrtwende. Sie belegte zugleich eindrucksvoll die Fehl-
kalkulation der US-Handelspolitik, die die eigene Position 
(Unverwundbarkeit) überschätzte, was jetzt möglicher-
weise auch einer breiteren Öffentlichkeit bewusst wird 
und zu einer Gefahr für den Gesamtansatz der derzeiti-
gen US-Handelspolitik werden könnte. Auch dürften die 
Effekte der Importerleichterungen begrenzt sein, da alle 


